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Jörg Reinholz
Hafenstr. 67
34125 Kassel
☎ 0561 317 22 77
 0561 217 22 76

Kassel, am 30.08.2013

In Sachen 34 O 5/12 (Reinholz/Euroweb)

ist zum Schriftsatz des Herrn Philipp Berger für die Euroweb vom 14.08.2013 Stellung zu nehmen.

Dem Gericht wird schon aufgefallen sein, dass die neue Kanzlei „Buchholz und Kollegen“ in 
Adresse und Personen identisch ist mit der alten Kanzlei „Berger Law LLP“. Ich gehe davon aus, 
dass gegen den Anwalt Philipp Berger infolge des Verfahrens 20 Js 1328/12 der StA Düsseldorf 
Anklage erhoben und durch die Anwaltskammer folgerichtig ein Vertretungsverbot erlassen wurde. 
In dem Verfahren geht es darum, dass der hier vertretende Herr Berger einem Zeuge im Cafe Luise 
(gegenüber dem LG) sehr genau mitteilte, was dieser für die Euroweb auszusagen habe und was 
nicht. (in OLG Düsseldorf,  Az.: I-5 U 105/11 )

Das Gericht hat selbst zu prüfen, wann dem Anwalt Philipp Berger der Beschluss vom 19. Juli  
zuging und ob er dem Gericht ggf. eine neue Adresse pflichtgemäß mitteilte. Der Beschluss konnte 
jedenfalls an der Adresse in der Werdener Str. 6 bei der Kanzlei „Buchholz und Kollegen“ wirksam 
zugestellt werden weil Herr Berger auch Partner dieser Kanzlei ist (siehe Kopfbereich des 
Schriftsatzes). Es fehlt an jeder Darlegung, Begründung oder Glaubhaftmachung für die nur 
behauptete, so arg verspätete Zustellung. Der Anwalt Berger behauptet auch nicht, dass ihm selbst, 
sondern nur dass der „Berger Law LLP“ der Beschluss erst am 13.8. zuging. Er selbst kann ihn also
bereits längst gehabt haben. Die sofortige Beschwerde selbst ist somit durch eigenes Verschulden 
gemäß § 569 ZPO verfristet, also unzulässig. Das gilt auch, wenn der Anwalt dem Gericht die neue 
Adresse vorsätzlich oder fahrlässig nicht mitteilte. Das gilt besonders dann, wenn die Zustellung in 
der Werdener Str. versucht, aber die Annahme verweigert wurde, denn auf Grund der Tatsache, dass
die Werdener Str. 6 nunmehr Adresse aller Partner und angestellten Rechtsanwälte der Berger Law 
LLP ist (die ja nun bei der Kanzlei Buchholz und Kollegen tätig sind) erfolgte ein früherer 
Zustellversuch in seinem Machtbereich. Philipp Berger hätte also ohne diese Hintertreibung der 
Zustellung früher Kenntnis erlangen können und muss das gegen sich und seine Mandanten gelten 
lassen.

Auch hinsichtlich einer möglichen Zustellung durch Einlegung in das Gerichtsfach hatte Philipp 
Berger als „Partner“ und damit Geschäftsführer Zugriff ab dem Termin der Einlegung und muss das
gegen sich und seine Mandantin gelten lassen.

Die Kanzlei „Berger Law LLP“ gibt auf der Webseite der „Berger Law LLP“ (www.berger-law.de) 
seit dem 1. August 2013 entgegen den beruflichen Bestimmungen eine Adresse in einen virtuellen 
Büro in Frankfurt am Main an, die Faxnummer teilt sie sich mit zahlreichen Firmen. Philipp Berger 
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bewirbt sich auf der Webseite nach wie vor  auch als Partner der Berger Law LLP. Das alles sind 
erhebliche berufsrechtliche Verstöße – und zwar geradezu im „Dutzendpack“. 

Ich bestreite auf Grund der vermuteten Verbotsverfügung also außerdem, dass die Euroweb 
ordnungsgemäß vertreten ist. Das Gericht möge also von Amts wegen prüfen, ob ein 
Vertretungsverbot erlassen wurde, welches den Umständen nach auch bei einer derartigen Rochade 
gegen Herrn Philipp Berger weiter gilt.

Zu den Anträgen:

Niemand hat die von Herrn Berger vertretende Euroweb gezwungen, zunächst den Antrag nach 
§ 926 Satz 1 ZPO, dann den nach § 926 Satz 2 ZPO zu stellen. Wer einen solchen Antrag stellt 
begibt sich selbst und offensiv handelnd in die Gefahr, das Verfahren zu verlieren. Insoweit ist es 
höchst fragwürdig, wenn der Anwalt Philipp Berger behauptet, ich hätte keine Ahnung von 
prozessualen Abläufen. Herr Philipp Berger kaschiert hier eigenes Unvermögen, nämlich dass er 
selbst geradezu „nassforsch“ vorging und die prozessuale Situation seiner Mandanten ganz anders 
als ich – und demzufolge völlig falsch – einschätzte.

Zur Rechtslage trage ich wie folgt vor:

• Nach § 91 ZPO trägt die unterliegende Partei die Kosten.
• Nach § 91a ZPO kann das Gericht im Falle der Erledigung nach „billigem Ermessen“ und 

hinsichtlich der Streitlage entscheiden. Hier ist darauf abzustellen, dass die Euroweb nach 
eigener Entscheidung die Anträge nach  § 926 Satz 1 ZPO, dann den im Streit 
gegenständlichen und nach der OLG-Entscheidung über die PKH aussichtlos gewordenen 
Antrag nach § 926 Satz 2 ZPO stellte. Das hat das Gericht auch korrekt getan.

• Nach § 99 Absatz 1 ZPO ist die die Anfechtung der Kostenentscheidung unzulässig, 
wenn nicht gegen die Entscheidung in der Hauptsache ein Rechtsmittel eingelegt wird.

Herr Berger schreibt für die Beschwerdeführer im Schriftsatz vom 14.08.2013 :

Insoweit ist erkennbar, dass gerde nicht (auch) gegen die Entscheidung in der Hauptsache ein 
Rechtsmittel eingelegt wurde. Das wäre auch sehr stark verspätet. Der Hauptantrag und beide 
Hilfsanträge, die sich sämtlich nur gegen den Kostentragungsbeschluss wenden, sind ergo gemäß 
§     99 Absatz 1 ZPO und somit von Rechts wegen zwingend als unzulässig zurück zu weisen.
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Es wird darauf hingewiesen, dass im zweiten Hilfsantrag vorgetragen wird, dass sich das OLG 
Düsseldorf mit meiner „Prozessfähigkeit“ auseinander setze. Dies ist vorsätzlich unwahr. Denn 
Herrn Berger ist (und war am 14.08.2013) bekannt, dass das OLG Düsseldorf mir hinsichtlich der 
Berufung gegen das Urteil in der gemeinten Sache  34 O 32/12 bereits PKH gewährt und dabei den 
Anwalt Philipp Berger (der wiederholt nichts anderes vorzutragen wusste als das ich prozessunfähig
sei) schonte oder aber angewidert reagierte in dem es auf dessen sachfremdes, inzwischen schon 
deutlich querulatorisches Vorbringen mit keinem einzigen Wort einging. (OLG Düsseldorf, I 20 U 
66/13) .

In der Sache 34 O 32/12 hat das Landgericht durch die Richterin Stöve den Antrag des Herrn 
Berger für die Euroweb, mich für „nicht prozessfähig“ zu erklären, bereits am 16. März begründet 
zurück gewiesen. Dagegen wurde kein Rechtsmittel eingelegt. Zulässig wäre die sofortige 
Beschwerde gewesen. Insofern ist dem Anwalt Berger nunmehr selbst eine erheblich 
querulatorische Verhaltensweise zu bescheinigen, weil er das Gericht mit dem selben Unsinn 
nochmals belästigt ohne sachliche oder gar neue Ausführungen zu machen. 

Auch im ersten und zweiten Hilfsantrag wäre die vorliegend fehlende Rechtsmitteleinlegung gegen 
die Hauptsacheentscheidung Voraussetzung der Zulässigkeit der Beschwerde. Offenbar hält – mit 
allem Verlaub - der Anwalt Berger das Gericht für leicht täuschbar.

Ich kann als Partei jederzeit auch in einem Verfahren vor dem Landgericht selbst Stellung nehmen 
und muss hier keinen Antrag stellen. Ich muss das Gericht nur ersuchen, das Gesetz strikt zu 
beachten.

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Reinholz 
Kassel, am 31. August 2013


